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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 5 RE 26/14 B 
 
L 2 R 232/13 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 13 R 309/09 (SG Lüneburg) 
 
 
 
……………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Braunschweig-Hannover, 
Lange Weihe 2, 30880 Laatzen, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 24. April 2014 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,    die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   Dr.  K o l o c z e k  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Be-

schluss des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 2. Januar 2014 

wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 2.1.2014 hat das LSG Niedersachsen-Bremen die rückwirkende Heranzie-

hung des Klägers zur Zahlung von Beiträgen zur Kranken- und Pflegeversicherung für die Jahre 

2004 bis 2008 sowie die Forderung auf Rückerstattung der ihm für die Zeit von April 2002 bis 

Dezember 2008 gewährten Zuschüsse zu den Aufwendungen zur Kranken- und Pflegeversiche-

rung unter Aufhebung der entsprechenden Bewilligungsbescheide für rechtmäßig erachtet. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung hat der Kläger Beschwerde beim 

BSG eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache iS von § 160 

Abs 2 Nr 1 SGG, Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG und Verfahrensfehler iS von § 160 

Abs 2 Nr 3 SGG. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begrün-

det ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

- das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

- ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2. Aufl 2014, § 160a 

RdNr 32 ff). Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 
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Der Kläger misst den Fragen grundsätzliche Bedeutung bei, 

1. "ob eine Mitteilungspflicht des Klägers in diesem Fall gegenüber der Beklagten bestand, 
obwohl sowohl die Beklagte, als auch die Barmer Krankenkasse den Sachverhalt kann-
ten und die Beklagte alle erforderlichen Informationen von der Barmer Ersatzkasse er-
halten hatte", 

2. im Falle der Bejahung einer Mitteilungspflicht, "ob eine derartige Handlungsweise eine 
grobe Fahrlässigkeit darstellt", 

3. ob "das fehlerhafte Verhalten der beiden Fachbehörden … unerheblich" ist 
und 

4. ob die "grob fahrlässige Unkenntnis des Leistungsempfängers" und die "Rechtswidrig-
keit eines Verwaltungsakts bei, nach erneuter Prüfung erfolgter Bestätigung derselben 
durch die zuständige Fachbehörde" regelmäßig ausgeschlossen sind. 

 

Mit diesen Formulierungen wird die Beschwerdebegründung schon dem ersten Erfordernis nicht 

gerecht. Denn der Kläger hat keine abstrakt-generelle Rechtsfrage zum Inhalt oder Anwen-

dungsbereich einer revisiblen Norm (vgl § 162 SGG) gestellt (vgl Senatsbeschlüsse vom 

6.4.2010 - B 5 R 8/10 B - BeckRS 2010, 68786 RdNr 10 und vom 21.7.2010 - B 5 R 

154/10 B - BeckRS 2010, 72088 RdNr 10; BSG Beschluss vom 5.11.2008 - B 6 KA 

24/07 B - BeckRS 2009, 50073 RdNr 7 sowie BAGE 121, 52 RdNr 5 f). Die Formulierung einer 

abstrakten, aus sich heraus verständlichen Rechtsfrage ist jedoch unverzichtbar, damit das Be-

schwerdegericht an ihr die weiteren Voraussetzungen der Grundsatzrüge prüfen kann (Becker, 

SGb 2007, 261, 265; Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 

2011, Kap IX RdNr 181). Es gehört nicht zu den Aufgaben des BSG, den Vortrag des Beschwer-

deführers daraufhin zu analysieren, ob sich ihm eventuell eine entsprechende Rechtsfrage ent-

nehmen ließe (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 26 S 48). 

 

Ferner hat es der Kläger unterlassen, die Klärungsfähigkeit, dh Entscheidungserheblichkeit der 

aufgeworfenen Fragen schlüssig aufzuzeigen. Ob eine Frage im angestrebten Revisionsverfah-

ren klärungsfähig ist, kann nur auf der Grundlage bereits vom LSG getroffener Feststellungen 

beantwortet werden. Welchen Sachverhalt das LSG festgestellt hat, gibt die Beschwerdebe-

gründung jedoch nicht an. Soweit der Kläger überhaupt tatsächliche Vorgänge schildert, ver-

säumt er es anzugeben, ob diese Ausführungen dem Berufungsgericht zuzuordnen sind. 

 

Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, 

die zwei Entscheidungen zu Grunde gelegt worden sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von ei-

nem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufgestellt 

hat. Eine Abweichung liegt folglich nicht schon dann vor, wenn die Entscheidung des LSG nicht 

den Kriterien entspricht, die das BSG aufgestellt hat, sondern erst, wenn das LSG diesen Krite-

rien widersprochen, also eigene rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die Unrichtigkeit der 

Entscheidung im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen begründet 

die Zulassung der Revision wegen Abweichung. Darüber hinaus verlangt der Zulassungsgrund 

der Divergenz, dass der angefochtene Beschluss auf der Abweichung beruht. Bezogen auf die 
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Darlegungspflicht bedeutet das vorstehend Gesagte, dass die Beschwerdebegründung erken-

nen lassen muss, welcher abstrakte Rechtssatz in der höchstrichterlichen Entscheidung enthal-

ten ist und welcher im Beschluss des LSG enthaltene Rechtssatz dazu im Widerspruch steht; 

ferner muss aufgezeigt werden, dass auch das Revisionsgericht die oberstgerichtliche Recht-

sprechung in einem künftigen Revisionsverfahren seiner Entscheidung zu Grunde zu legen ha-

ben wird (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). Diesen Darlegungs-

erfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger macht geltend, das LSG sei von dem Urteil des BSG vom 23.5.1989 - 12 RK 

30/88 - Seite 11 abgewichen. Mit diesem Vorbringen ist eine Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 

SGG nicht dargetan. 

 

Der Kläger hat bereits keinen tragenden abstrakten Rechtssatz des LSG herausgestellt, mit 

dem dieses der Rechtsprechung des BSG widersprochen habe. Missversteht oder übersieht das 

Berufungsgericht einen höchstrichterlichen Rechtssatz und wendet deshalb des Recht fehlerhaft 

an, kann daraus nicht geschlossen werden, es habe einen divergierenden Rechtssatz aufge-

stellt. Die Bezeichnung einer Abweichung iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG setzt vielmehr die Dar-

legung voraus, dass das LSG die höchstrichterliche Rechtsprechung im angefochtenen Be-

schluss infrage stellt. Dies ist nicht der Fall, wenn es eine höchstrichterliche Entscheidung in 

ihrer Tragweite für den entschiedenen Fall lediglich verkannt haben sollte (vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 73 mwN). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müs-

sen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Dar-

über hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausge-

hend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit 

einer Beeinflussung des Beschlusses besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der 

geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 

SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Be-

weisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Der Kläger rügt eine Verletzung der tatrichterlichen Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) und sei-

nes Anspruchs auf rechtliches Gehör (§ 62 SGG, Art 103 Abs 1 GG). 

 

Einen Verstoß gegen diese Verfahrensgrundsätze sieht er darin, dass das LSG die Rentenakte 

nicht ausgewertet habe. Wäre das Berufungsgericht dieser seiner Verpflichtung nachgekom-

men - so versteht der erkennende Senat das Vorbringen des Klägers -, hätte es festgestellt, 
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dass die Beklagte von dem seit April 2002 geänderten Krankenversicherungsverhältnis Kenntnis 

gehabt hätte. 

 

Mit diesem Vorbringen ist ein Verstoß gegen § 103 SGG nicht schlüssig bezeichnet. 

 

Der Kläger zeigt schon keine Verletzungshandlung iS von § 103 SGG und § 62 SGG bzw 

Art 103 Abs 1 GG, sondern vielmehr eine Verletzungshandlung iS des § 128 Abs 1 S 1 SGG 

auf. Nach dieser Vorschrift entscheidet das Gericht nach seiner freien, aus dem Gesamtergeb-

nis des Verfahrens gewonnenen Überzeugung. Hiernach sind die mündlichen und schriftlichen 

Erklärungen der Beteiligten in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht, alle Beweisergebnisse, die 

Akten des Beklagten sowie sonstige beigezogene Akten zu berücksichtigen (Keller in Meyer-

Ladewig/Keller/Leitherer, 10. Aufl 2012, § 128 RdNr 5). Auf eine Verletzung des § 128 Abs 1 S 1 

SGG kann eine Nichtzulassungsbeschwerde jedoch nach der ausdrücklichen Bestimmung des 

§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG nicht gestützt werden. 

 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 und 4 

SGG. 
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